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Stellungnahme der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen zum Entwurf der Durchführungsverordnung 

zum Strafrechtsbezogenen Unterbringungsgesetz NRW - VO-StrUG NRW 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum 

Entwurf der Durchführungsverordnung zum Strafrechtsbezogenen Unterbringungsgesetz NRW. 

Die Verordnung konkretisiert wesentliche sicherheitsrelevante Abläufe im Maßregelvollzug. Aus 

Sicht der Pflegekammer NRW ist dabei sicherzustellen, dass Sicherheitsanforderungen, 

Behandlungsbedarfe und pflegefachliche Verantwortung klar voneinander abgegrenzt und zugleich 

sachgerecht in einem interprofessionellen Gesamtprozess zusammengeführt werden. 

Besonderer Konkretisierungsbedarf besteht bei den Regelungen zu Transporten untergebrachter 

Personen. 
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1. Zu §§ 18 bis 21 Transporte untergebrachter Personen 

Die Pflegekammer NRW begrüßt, dass der Verordnungsentwurf die Sicherstellung notwendiger 

Transporte untergebrachter Personen ausdrücklich regelt. Die Regelungen bleiben jedoch aus 

pflegefachlicher Sicht zu allgemein. 

Nach § 18 Abs. 2 des Entwurfs ist während des Transports eine Begleitung und Betreuung 

sicherzustellen, die den notwendigen Sicherheits- und Behandlungsbedarfen entspricht. 

Aus Sicht der Pflegekammer NRW muss in der Verordnung ausdrücklich klargestellt werden, dass vor 

jedem Transport gesondert zu prüfen und zu dokumentieren ist: 

1. welche Form der Sicherung entsprechend des individuellen Maßes der Freiheitsentziehung 

und des aktuellen Gefährdungsrisikos erforderlich ist, 

2. ob dementsprechend ein erhöhter sicherheitsbezogener Begleitbedarf besteht und 

3. ob ein erhöhter pflegefachlicher Betreuungsbedarf besteht.  

Besteht ein Sicherungsbedarf aufgrund des Maßes der Freiheitsentziehung und/oder ein erhöhtes 

Sicherheitsrisiko, muss analog zu den früheren Transporten durch den Justizvollzugsfahrdienst 

geeignetes Sicherheitspersonal eingesetzt werden. Dies gilt insbesondere bei Zuführungen sowie 

gerichtlich angeordneten Transportfahrten, da Gerichtstermine regelmäßig im Voraus bekannt sind 

und deshalb ein besonderes Risiko organisierter Flucht- oder externer Befreiungsversuche in der 

Einzelfallprüfung zu berücksichtigen ist. 

Eine Betreuung durch Pflegefachpersonen ist nur dann indiziert, wenn im Rahmen des Transports 

ein erhöhter Pflegebedarf besteht. Maßgeblich ist hierbei nicht der grundsätzlich bestehende Pflege- 

und Behandlungsbedarf untergebrachter Personen, sondern ein im konkreten Transportsetting 

bestehender erhöhter pflegefachlicher Betreuungsbedarf. Pflegefachpersonen dürfen nicht 

regelhaft oder aus rein organisatorischen Gründen für Transportaufgaben eingesetzt werden, wenn 

kein erhöhter pflegefachlicher Bedarf vorliegt. Eine solche Praxis ist nicht sachgerecht und würde 

pflegerische Aufgaben, berufsrechtliche Anforderungen sowie die Wahrnehmung der 

Vorbehaltsaufgaben nach § 4 PflBG beeinträchtigen. Zugleich ist klarzustellen, dass ein 

pflegefachlicher Betreuungsbedarf einen sicherheitsbezogenen Begleitbedarf nicht ersetzt.  
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Die Pflegekammer NRW fordert daher, § 18 wie folgt zu ergänzen: 

„Vor jedem Transport ist im Einzelfall zu prüfen und zu dokumentieren, ob ein Sicherungsbedarf bzw. 

erhöhter sicherheitsbezogener Begleitbedarf und/oder ein erhöhter pflegefachlicher 

Betreuungsbedarf besteht. Besteht ein Sicherungsbedarf bzw. erhöhtes Sicherheitsrisiko, ist 

geeignetes Sicherheitspersonal einzusetzen. Dies gilt insbesondere bei Zuführungen und geplanten 

gerichtlichen Transportfahrten. Eine Betreuung durch Pflegefachpersonen ist vorzusehen, sofern 

während des Transports ein erhöhter Pflegebedarf besteht. Sie ersetzt nicht die Prüfung und 

Anordnung erforderlicher sicherheitsbezogener Maßnahmen.“ 

Damit würde die bereits im abgestimmten Schreiben des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen angelegte Differenzierung zwischen Sicherheitserfordernis 

und Pflegebedarf rechtssicher in der Verordnung verankert. 

2. Zu § 1 Abs. 2 und § 23 Abs. 4 Nr. 4 Beteiligung der Sicherheitsfachkräfte 

Der Entwurf sieht in § 1 Abs. 2 vor, dass der Sicherheitsfachkraft bei der Einschätzung des 

Gefährdungsrisikos Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben ist. In § 23 Abs. 4 Nr. 4 wird zugleich 

eine Beteiligung der Sicherheitsfachkräfte bei Festsetzungen des Maßes der Freiheitsentziehung 

vorgesehen. 

Aus Sicht der Pflegekammer NRW muss hier klar zwischen therapeutisch-pflegerischer 

Risikoeinschätzung, interprofessioneller Fallbewertung und sicherheitsbezogener Beratung 

unterschieden werden. Die Einschätzung des individuellen Gefährdungsrisikos ist Teil des 

interprofessionellen Behandlungsprozesses. Sicherheitsfachkräfte können bei sicherheitsrelevanten 

Fragestellungen beratend einbezogen werden. Eine regelhafte Beteiligung an jeder Festsetzung des 

Maßes der Freiheitsentziehung ist jedoch nicht erforderlich und sollte vermieden werden. 

Die Pflegekammer NRW regt daher an, die Beteiligung der Sicherheitsfachkräfte anlassbezogen zu 

formulieren, etwa bei besonderen sicherheitsrelevanten Fragestellungen, baulich-organisatorischen 

Risiken oder besonderen Vorkommnissen. 

3. Zu § 7 Abs. 2 und Abs. 4 Gefährliche Gegenstände, Akkus und klinikspezifische 

Sicherheitsstandards 

Die Pflegekammer NRW erkennt die Notwendigkeit klarer Regelungen zum Umgang mit gefährlichen 

Gegenständen und Substanzen ausdrücklich an. Die pauschale Regelung in § 7 Abs. 2, wonach 

untergebrachten Personen in geschlossenen und gesicherten Bereichen der Besitz von 

Gegenständen mit Akkus nicht gestattet werden darf, ist jedoch zu weitgehend. 

Akkus sind in zahlreichen Alltagsgegenständen enthalten. Eine pauschale Einschränkung ist daher 

unverhältnismäßig und lässt den unterschiedlichen Sicherheitsniveaus, baulichen Gegebenheiten 

und Behandlungskonzepten der Einrichtungen zu wenig Raum. Sachgerecht ist eine Regelung, die 
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eine individuelle Risikoeinschätzung unter Berücksichtigung des Gefährdungsrisikos der 

untergebrachten Person sowie der jeweiligen einrichtungsbezogenen Sicherheitsstandards vorsieht.  

Auch bei der Kennzeichnung und Aufbewahrung gefährlicher Gegenstände in Therapiebereichen 

nach § 7 Abs. 4 sind die bestehenden klinikspezifischen Sicherheitskonzepte sowie die jeweiligen 

räumlichen, therapeutischen und sicherheitsbezogenen Anforderungen der Einrichtungen zu 

berücksichtigen. 

4. Zu § 21 Abs. 1 Klinikverbünde und Sicherstellung von Transporten 

§ 21 Abs. 1 sieht vor, dass Einrichtungen zur Sicherstellung von Transporten Klinikverbünde bilden. 

Aus Sicht der Pflegekammer NRW ist nachvollziehbar, dass Transportkapazitäten auch bei 

kurzfristigen oder außergewöhnlichen Bedarfen gesichert werden müssen. Die praktische 

Umsetzung bleibt jedoch unklar. 

Erforderlich ist eine Konkretisierung, wie solche Klinikverbünde gebildet, koordiniert und gesteuert 

werden. Insbesondere bedarf es einer Regelung, ob und in welcher Form eine zentrale Koordinierung 

der sicherheitsbezogenen Transporte vorgesehen ist. Eine digitale Lösung zur transparenten 

Abstimmung von Transportkapazitäten kann hierbei sinnvoll sein. 

Dabei ist sicherzustellen, dass fehlende sicherheitsbezogene Transportkapazitäten nicht durch den 

Einsatz von Pflegefachpersonen kompensiert werden. Auch im Rahmen von Klinikverbünden ist vor 

jedem Transport getrennt zu prüfen, ob ein erhöhter pflegefachlicher Betreuungsbedarf und/oder 

ein erhöhter sicherheitsbezogener Begleitbedarf besteht. 

Änderungsvorschlag zu § 21 Abs. 1: 

„Zur Sicherstellung der durchzuführenden Transporte, auch bei kurzfristig auftretenden 

außergewöhnlichen Bedarfen, bilden die Einrichtungen Klinikverbünde. Die Bildung und 

Koordinierung der Klinikverbünde sowie die Abstimmung von Transportkapazitäten sind verbindlich 

zu regeln. Die Einrichtungen sollen zu diesem Zweck Absprachen mit örtlichen Justizvollzugsanstalten 

treffen. Vor jedem Transport ist gesondert zu prüfen, ob ein erhöhter sicherheitsbezogener 

Begleitbedarf und/oder ein erhöhter pflegefachlicher Betreuungsbedarf besteht. Fehlende 

sicherheitsbezogene Transportkapazitäten dürfen nicht durch Pflegefachpersonen ohne bestehenden 

erhöhten Pflegebedarf ersetzt werden.“ 
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Zusammenfassende Bewertung 

Die Pflegekammer NRW begrüßt die Zielsetzung der Verordnung, sicherheitsrelevante Abläufe im 

Maßregelvollzug verbindlich zu konkretisieren und dadurch mehr Rechtssicherheit zu schaffen. Aus 

pflegefachlicher Sicht besteht insbesondere bei den Regelungen zu Transporten untergebrachter 

Personen weiterer Konkretisierungsbedarf. 

Zentral ist, dass in der Verordnung klar zwischen sicherheitsbezogenem Begleitbedarf und 

pflegefachlichem Betreuungsbedarf unterschieden wird. Pflegefachpersonen sind nur dann zur 

Betreuung von Transporten einzusetzen, wenn im Einzelfall ein erhöhter pflegefachlicher Bedarf 

besteht. Ein erhöhter Sicherungsbedarf ist hiervon getrennt zu prüfen und durch geeignetes 

Sicherheitspersonal abzusichern. Beide Aspekte sind vor jeder Fahrt einzelfallbezogen zu prüfen und 

zu dokumentieren. 

Nur durch diese klare Abgrenzung wird gewährleistet, dass pflegefachliche Verantwortung, 

berufsrechtliche Anforderungen und Sicherheitsaufgaben rechtssicher voneinander getrennt und 

zugleich sachgerecht im interprofessionellen Gesamtprozess zusammengeführt werden. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Pflegekammer Nordrhein-Westfalen 

 

 
Sandra Postel (Präsidentin) 

 

 

 
Claudia Himmel (Leitung der AG „psychiatrische Pflege“) 


